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Norm

BBG 842

BBG 845

BBG 846

B-VG Art133 Abs4

. BBG 842 heute

BBG § 42 giltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG 8§ 42 giiltig von 01.04.2017 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 120/2016
BBG 8§ 42 guiltig von 12.08.2014 bis 31.03.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG 8§ 42 giltig von 01.01.2003 bis 11.08.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 42 giltig von 01.07.1994 bis 31.12.2002zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994
BBG 8§ 42 giltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG § 42 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG 8 45 heute

BBG 8§ 45 giiltig ab 19.07.2024 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 98/2024

BBG § 45 gultig von 12.08.2014 bis 18.07.2024zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 66/2014
BBG § 45 gultig von 01.06.2014 bis 11.08.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 45 guiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
BBG § 45 gultig von 01.01.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 111/2010
BBG 8§ 45 giltig von 01.01.2003 bis 31.12.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 150/2002
BBG § 45 gultig von 01.09.1999 bis 31.12.2002zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 177/1999
BBG § 45 gultig von 01.07.1994 bis 31.08.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 314/1994

. BBG 8 45 giiltig von 01.01.1994 bis 30.06.1994zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 26/1994
BBG 8§ 45 gultig von 01.07.1990 bis 31.12.1993
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BBG 8§ 46 heute

BBG 8§ 46 guiltig ab 01.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2015

BBG 8§ 46 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 71/2013
BBG § 46 gultig von 01.01.2005 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 136/2004
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5. BBG 8§ 46 gultig von 01.09.1999 bis 31.12.2004 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 177/1999

6. BBG 8 46 giltig von 01.07.1990 bis 31.08.1999
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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W132 2274511-1/6E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ursula GREBENICEK als Vorsitzende und die Richterin
Mag. Ulrike SCHERZ sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Regina BAUMGARTL als Beisitzerinnen Uber die
Beschwerde von XXXX , geboren am XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Soziales und Behindertenwesen,
Landesstelle Niederdsterreich vom XXXX, betreffend die Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung
~Unzumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung” in den Behindertenpass, beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.
Ursula GREBENICEK als Vorsitzende und die Richterin Mag. Ulrike SCHERZ sowie die fachkundige Laienrichterin Dr.
Regina BAUMGARTL als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde von rémisch 40, geboren am rémisch 40, gegen den
Bescheid des Bundesamtes flr Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Niederdsterreich vom romisch 40,
betreffend die Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrénkung aufgrund einer Behinderung” in den
Behindertenpass, beschlossen:

A)

Die Beschwerde wird gemaR 8 46 Bundesbehindertengesetz (BBG) als verspatet zurlickgewiesenDie Beschwerde wird
gemal Paragraph 46, Bundesbehindertengesetz (BBG) als verspatet zurtickgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zuldssig.

Text

Begrindung:, Begrindung:

l. Verfahrensgang:
1. Das Bundesamt flr Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge
belangte Behérde genannt) hat mit dem angefochtenen Bescheid den Antrag der Beschwerdefiihrerin auf Vornahme
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der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benltzung Ooffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass abgewiesen.romisch eins.
Verfahrensgang:, 1. Das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice;
in der Folge belangte Behorde genannt) hat mit dem angefochtenen Bescheid den Antrag der Beschwerdefuhrerin auf
Vornahme der Zusatzeintragung ,Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung” in den Behindertenpass abgewiesen.

In der Rechtsmittelbelehrung wurde richtig ausgefihrt, dass gegen diesen Bescheid innerhalb von sechs Wochen nach
dessen Zustellung bei der belangten Behorde schriftlich eine Beschwerde eingebracht werden kann.

Die Zustellverfiigung ordnet eine Zustellung ohne Zustellnachweis an.

Der Bescheid wurde It. Abfertigungsvermerk der belangten Behérde am 09.05.2023 an das Zustellorgan Ubergeben.

2. Gegen diesen Bescheid hat die Beschwerdeflhrerin eine Beschwerde eingebracht ohne zur Rechtsmittelfrist
Stellung zu nehmen.Der Bescheid wurde It. Abfertigungsvermerk der belangten Behérde am 09.05.2023 an das
Zustellorgan Ubergeben., 2. Gegen diesen Bescheid hat die Beschwerdefuhrerin eine Beschwerde eingebracht ohne
zur Rechtsmittelfrist Stellung zu nehmen.

Das E-Mail mit dem der Beschwerdeschriftsatz bei der belangten Behdrde eingebracht wurde, ist mit 26.06.2023
datiert.

3. Mit Schreiben vom XXXX wurde der Beschwerdeflhrerin und der belangten Behdérde vom
Bundesverwaltungsgericht das Ergebnis der Beweisaufnahme - namlich, dass die Beschwerde verspatet eingebracht
worden ist - im Rahmen des Parteiengehdérs gemdR § 45 Abs. 3 AVG zur Kenntnis gebracht und die Moglichkeit
eingeraumt, sich dazu einlangend bis langstens 25.08.2023 zu aulBern.

3.1. Mit dem am 24.08.2023 im Bundesverwaltungsgericht eingelangten Schreiben hat die Beschwerdefiihrerin
unter neuerlicher Vorlage der Beschwerdeschrift und der damit vorgelegten Beweismittel angegeben, dass sie bedaure
mitzuteilen, die Beschwerde an das Sozialministerium in der Fulle an Unterlagen Ubersehen zu haben. Sie ersuche
dennoch um Berucksichtigung der Beschwerde. Das Fristversaumnis selbst wird jedoch nicht bestrittenDas E-Mail mit
dem der Beschwerdeschriftsatz bei der belangten Behdrde eingebracht wurde, ist mit 26.06.2023 datiert., 3. Mit
Schreiben vom romisch 40 wurde der Beschwerdeflhrerin und der belangten Behérde vom Bundesverwaltungsgericht
das Ergebnis der Beweisaufnahme - ndmlich, dass die Beschwerde verspatet eingebracht worden ist - im Rahmen des
Parteiengehors gemal Paragraph 45, Absatz 3, AVG zur Kenntnis gebracht und die Méglichkeit eingerdumt, sich dazu
einlangend bis langstens 25.08.2023 zu dauBern., 3.1. Mit dem am 24.08.2023 im Bundesverwaltungsgericht
eingelangten Schreiben hat die Beschwerdeflhrerin unter neuerlicher Vorlage der Beschwerdeschrift und der damit
vorgelegten Beweismittel angegeben, dass sie bedaure mitzuteilen, die Beschwerde an das Sozialministerium in der
Fulle an Unterlagen Ubersehen zu haben. Sie ersuche dennoch um Berlcksichtigung der Beschwerde. Das
Fristversdumnis selbst wird jedoch nicht bestritten

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die belangte Behorde hat eine Zustellung ohne Zustellnachweis an die Beschwerdefiihrerin verfugt.

Der angefochtene Bescheid wurde am 09.05.2023 an das Zustellorgan Ubergeben.

Die gegenstandliche Beschwerde wurde am 26.06.2023 und somit verspatet eingebracht.

2. Beweiswurdigung:

Zur Prufung der Rechtzeitigkeit der Einbringung der Beschwerde wurden seitens des Bundesverwaltungsgerichtes die
Zustellverfigung der belangten Behdrde und die Beschwerdeschrift eingesehen.

Die Feststellungen ergeben sich aus dem diesbeziiglich unbedenklichen, widerspruchsfreien und unbestrittenen
Akteninhalt.

Das Fristversaumnis selbst wird nicht bestritten.
3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
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Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. GemaRR Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

GemalR8 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.Gemal Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz Uber
das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwWGVG), BGBI. | 2013/33 idF BGBI. |
2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.).Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist
durch das Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG),
BGBI. rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

GemaR & 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VwWGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber Beschwerden gemaR Artikel 130,
Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5
sowie des rémisch vier. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG hat
das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen
oder das Verfahren einzustellen ist.

Gemal § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein
Erkenntnis zu fallen ist.GemaR Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Gemald § 29 Abs. 1 zweiter Satz VWGVG sind die Erkenntnisse zu begriinden. Flr BeschlUsse ergibt sich auss 31 Abs. 3
VWGVG eine sinngemale Anwendung.Gemal Paragraph 29, Absatz eins, zweiter Satz VWGVG sind die Erkenntnisse zu
begrinden. Fir Beschllsse ergibt sich aus Paragraph 31, Absatz 3, VWGVG eine sinngemaRe Anwendung.

Zu A)

Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behdrde gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG betragt
vier Wochen. Sie beginnt in den Fallen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem Beschwerdefihrer
zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdefihrer nur mindlich verkindet
wurde, mit dem Tag der Verkindung. (8 7 Abs. 4 Z 1 VwWGVG auszugsweise)Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde
gegen den Bescheid einer Behdrde gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG betragt vier Wochen. Sie beginnt in
den Fallen des Artikel 132, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann, wenn der Bescheid dem Beschwerdeflhrer zugestellt
wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der Bescheid dem Beschwerdeflhrer nur mindlich verkiindet wurde, mit
dem Tag der Verkiindung. (Paragraph 7, Absatz 4, Ziffer eins, VWGVG auszugsweise)

Die Beschwerdefrist betragt abweichend von den Vorschriften des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes,BGBI. | Nr.
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33/2013, sechs Wochen. (8 46 BBG auszugsweise)Die Beschwerdefrist betragt abweichend von den Vorschriften des
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013,, sechs Wochen. (Paragraph 46,
BBG auszugsweise)

Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, wird der Tag nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt
oder das Ereignis fallt, wonach sich der Anfang der Frist richten soll. (8 32 Abs. 1 Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 [AVG])Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, wird der Tag
nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Ereignis fallt, wonach sich der Anfang der Frist richten soll.
(Paragraph 32, Absatz eins, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 [AVG])

Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche
oder des letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat.
Fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats. (8 32 Abs. 2 AVG)Nach
Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen enden mit dem Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des
letzten Monats, der durch seine Benennung oder Zahl dem Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat. Fehlt dieser
Tag im letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats. (Paragraph 32, Absatz 2, AVG)

Durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen kdnnen, wenn nicht ausdrucklich anderes bestimmt ist, nicht
gedndert werden. (8 33 Abs. 4 AVG)Durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen kdnnen, wenn nicht
ausdrucklich anderes bestimmt ist, nicht geandert werden. (Paragraph 33, Absatz 4, AVG)

Wurde die Zustellung ohne Zustellnachweis angeordnet, wird das Dokument zugestellt, indem es in die fur die
Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (8 17 Abs. 2) eingelegt oder an der Abgabestelle zurlickgelassen wird. (8 26
Abs. 1 Zustellgesetz)Wurde die Zustellung ohne Zustellnachweis angeordnet, wird das Dokument zugestellt, indem es
in die fur die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (Paragraph 17, Absatz 2,) eingelegt oder an der Abgabestelle

zuruickgelassen wird. (Paragraph 26, Absatz eins, Zustellgesetz)

Die Zustellung gilt als am dritten Werktag nach der Ubergabe an das Zustellorgan bewirkt. Im Zweifel hat die Behérde
die Tatsache und den Zeitpunkt der Zustellung von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung wird nicht bewirkt, wenn
sich ergibt, dass der Empfanger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang
Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Rickkehr an die Abgabestelle folgenden Tag wirksam.
(§ 26 Abs. 2 Zustellgesetz)Die Zustellung gilt als am dritten Werktag nach der Ubergabe an das Zustellorgan bewirkt. Im
Zweifel hat die Behorde die Tatsache und den Zeitpunkt der Zustellung von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung
wird nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfanger wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig
vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung mit dem der Ruckkehr an die Abgabestelle
folgenden Tag wirksam. (Paragraph 26, Absatz 2, Zustellgesetz)

Die Behorde hat vor der Zurtickweisung eines Rechtsmittels als verspatet entweder von Amts wegen zu prufen, ob ein
Zustellmangel unterlaufen ist, wenn Umstande auf einen solchen hinweisen, oder dem Rechtsmittelwerber die
offenbare Verspatung des Rechtsmittels vorzuhalten (vgl. VwGH 29.08.2013, 2013/16/0050).Die Behdrde hat vor der
Zurlckweisung eines Rechtsmittels als verspatet entweder von Amts wegen zu prifen, ob ein Zustellmangel
unterlaufen ist, wenn Umstande auf einen solchen hinweisen, oder dem Rechtsmittelwerber die offenbare Verspatung
des Rechtsmittels vorzuhalten vergleiche VwWGH 29.08.2013, 2013/16/0050).

Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerdeflhrerin diese Verspatung entsprechend der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes vorgehalten (siehe dazu VwGH 29.08.2013, 2013/16/0050).

Da der angefochtene Bescheid am 09.05.2023 an das Zustellorgan zur Beférderung Ubergeben worden ist, gilt die
Zustellung als am 12.05.2023 bewirkt.

Die sechswdchige Beschwerdefrist endete daher mit 23.06.2023.
Da die Beschwerde am 26.06.2023 - und somit verspatet - eingebracht worden ist, war spruchgemaf zu entscheiden.

Da die Beschwerde zurtickzuweisen war, konnte gemal3 8 24 Abs. 2 Z 1 erster Fall VwGVG eine mundliche Verhandlung
entfallen.Da die Beschwerde zurickzuweisen war, konnte gemal} Paragraph 24, Absatz 2, Ziffer eins, erster Fall VWGVG
eine mundliche Verhandlung entfallen.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:


https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/46
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/32
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/33
https://www.jusline.at/entscheidung/534024
https://www.jusline.at/entscheidung/534024
https://www.jusline.at/entscheidung/534024

GemalR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemaf}
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor.

Der gegenstandliche Beschluss stutzt sich hinsichtlich der Fristberechnung sowie des Verspatungsvorhalts auf eine
einheitliche Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (siehe dazu die Ausfihrungen unter Il. 3. zu A) und weicht
nicht von ihr ab. Es ergeben sich aus dem gegenstandlichen Verfahren auch keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfragen.Der gegenstandliche Beschluss stutzt sich hinsichtlich der
Fristberechnung sowie des Verspatungsvorhalts auf eine einheitliche Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
(siehe dazu die Ausfuhrungen unter rémisch zwei. 3. zu A) und weicht nicht von ihr ab. Es ergeben sich aus dem
gegenstandlichen Verfahren auch keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |dsenden
Rechtsfragen.
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